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Aus dem Lesebuch für tschechische Kinder in Wien 1938 : 

Von Euch tschechischen Kindern wünschen wir, dass Ihr Euch gut in Eure 
kleinen Herzen einprägt, dass Ihr zu uns gehört, zu den Tschechoslowaken im 
Vaterland, obwohl Ihr in einer anderen Stadt wohnt. Wien ist Euer Wohnort, Euer 
Vaterland aber ist unsere Republik. Die Stadt, die Euer Wohnort ist, ist groß und 
prächtig, aber sie ist keineswegs nur durch ihr eigenes Zutun emporgewachsen, 
sondern hauptsächlich aus tschechoslowakischer Arbeit und aus 
tschechoslowakischem Geld. Viel Böses, Elend und Erniedrigung kam aus dieser 
einstigen Residenzstadt. Wir sind in Wien nur 500.000, einer gegen vier, aber wir 
bekommen die Stadt. Doch kräftig müssen wir uns zeigen, nicht verwienern. In 
fünfzig Jahren ist es anders. Dann werden wir Wien unsere tschechische Kultur 
Der „Steffl“ in Wien zum Wohle und Heil der Stadt gegeben haben. (Pilsner Tagblatt vom 5.3.1938) 



Fundstücke: 

1. Die KPTsch funkte am 13.3.1940 aus Moskau in die Heimat, die Wiederherstellung der CSR sei die falsche, 
weil imperialistische und antisowjetische Lösung (Toni Herget, Egerländer, 1996-2, S. 12). 

2. Benesch gab 1924 zu, daß die CSR keine Reparationen erhält, weil sie Deutschland erst am 28. Oktober 1918 
den Krieg erklärt hatte. Die CSR (einschließlich der Sudetendeutschen!) musste im Gegenteil an die Alliierten 
fünf Mrd. Kc. als Beitrag für die „Befreiung“ entrichten (Krystlik, Verschwiegene Geschichte, S. 111 f.). 

3. Nach der Niederlage bei Königgrätz (1866) betrieben Kaiserhaus und Kirche die Katholisierung und 
Slawisierung der böhmischen Randgebiete, um sie für Preußen „unverdaulich“ zu machen (Viator Secundus, 
Briefe an Masaryk, 1933, S. 99). 

4. Im Jahre 1969 wurde in der CSSR ein Sondergesetz gegen 3.690 inhaftierte Teilnehmer an den 
Augustunruhen erlassen und rückwirkend angewandt (Süddeutsche Zeitung, 15.9.1969) 

5. Während der Protektoratszeit beantragten 350.000 Tschechen, also jeder 18., die deutsche Staatsbürgerschaft 
(Zerlik, Dr. Alfred, Egerländer 1971/3, S.54). 
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Der politische Gehalt von Stifters Roman Witiko 


Stifters Roman „Witiko“ handelt im 12. Jahrhundert. Sein Held verbrachte 
seine Kindheit im südböhmischen Purschitz (nw. von Tabor) und wurde nach 
dem Tode seines Vaters Wok bei einer Base seiner Mutter in Landshut erzogen. 
Nun reitet er von Passau nach Südböhmen, um das väterlichen Erbe anzutreten. 
Bei seiner Ankunft sucht man gerade den Nachfolger für den erkrankten 
Herzog Sobieslaw I. (*jT140). In Frage kommen der Sohn des Erkrankten selbst 
und dessen Cousin Wladislaw II. (|1174). Witiko ergriff nach gewissenhafter 
Prüfung Partei für letzteren. Er unterstützte ihn auch militärisch mit einer aus 
seinen Untertanen geformten kleinen Streitmacht. Bald gewinnt er bei den 
böhmischen Adligen so großes Ansehen, daß er mit den höchsten Ehrenämtern 
betraut wird. Mit Kaiser Barbarossa ist er freundschaftlich verbunden und zieht 
mit ihm zweimal vor die Tore Mailands. Nachdem er einen in Südböhmen und 
im Mühlviertel gelegenen größeren Landbesitz übernehmen konnte, findet er sein privates Glück 
durch die Heirat mit Bertha, der Tochter eines bayrischen Edelmannes. 



Adalbert Stifter 


Auf den ersten Blick scheint „Witiko“ ein historischer Roman zu sein. Manche sehen in ihm auch 
einen Entwicklungsroman, ähnlich Stifters „Nachsommer“, nur daß der Held seine Erziehung schon 
hinter sich hat und es nun um seinen Werdegang als Erwachsener geht. Die Aufnahme des Romans 
beim Publikum war verhalten. Wegen des schwerfälligen Handlungsfortschritts und in Anspielung 
auf Witikos Lieblingskleidung wurde er als „ledern“ charakterisiert. 


Mit dem politischen Gehalt des Buches haben sich anfangs nur wenige befasst. Den wichtigsten 
Schritt tat 1922 Karl Flöring, ein junger Doktorand in Gießen. Er untersuchte, welche historischen 
Quellen Stifter benutzte. Stifter selbst erweckte in einem Schreiben an einen Freund den Eindruck, er 
stütze sich auf Originaldokumente „in wunderlichem Latein“. Flöring wies aber nach, daß er fast nur 
gedruckte Geschichtswerke, vornehmlich den ersten Band von Palackys 
Geschichte Böhmens, benutzte. Ferdinand Seibt ging 1972 aber noch weiter. Ihm 
genügte die „Positivliste“ Flörings nicht, sondern er untersuchte, welche 
geschichtlich belegten Ereignisse Stifter ausgelassen oder umgedeutet hat. 

Dadurch war er in der Lage, die Aussageabsicht Stifters besser zu erkennen. Sie 
bestand darin, das 12. Jahrhundert als Goldenes Zeitalter Böhmens erscheinen zu 
lassen, dessen Bewohner in schönster Harmonie zusammenlebten. Darüber hinaus 
betonte er die vertrauensvolle Zusammenarbeit der böhmischen Herrenschicht mit 
dem Deutschen Reich unter Konrad III und Friedrich Barbarossa. Die Botschaft 
sollte also sein: Ein ersprießliches Zusammenleben ist möglich, wenn wir uns nur 
das 12. Jahrhundert zum Vorbild nehmen. Dies war ohne Zweifel eine politische Botschaft, denn die 
nationale Rivalität war zu Stifters Lebzeiten bereits voll entbrannt (Königinhofer Handschrift 1817!). 



Palacky 


Stifter nahm im Interesse seines Zieles bemerkenswerte Abweichungen vom wahren Verlauf der 
Geschichte in Kauf. So verkürzte er den Betrachtungszeitraum Palackys von 1138 bis 1184 
ausgerechnet um die zehn Jahre in denen der böhmische Herzogthron völlig unharmonisch zehnmal 
(!) unter grausamsten Begleiterscheinungen den Besitzer wechselte! Beschönigt hat Stifter auch das 
Verhältnis Böhmens zum Reich. Als Wladislaw II., der nach Stifter rechtmässige Kandidat für das 
böhmische Herzogsamt, Hilfe aus Deutschland erbat, wurde sie ihm angeblich aus ideellen Gründen 
gewährt. Nach Palacky jedoch war eine beträchtliche Geldsumme im Spiel. Stifter ging auch von 
einem tiefen Vertrauen zwischen Barbarossa und Wladislaw II. aus. Palacky sprach aber von einem 
zweideutigen Verhältnis. Er sah Böhmen im 12. Jahrhundert überhaupt schon in der Krise, die durch 
den „unheilvollen“ Einfluß Friedrich Barbarossas eher noch verschärft worden sei. 
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War Adalbert Stifter also nur der erste „Schönredner“ der böhmischen Geschichte, der damit genau so 
Schiffburch erlitten hat, wie unzählige spätere? Kann man Ferdinand Seibt folgen, der Stifters 
Witiko-Roman eine „konservative Utopie“ nannte? 

Die Antwort gibt Stifter selbst. Er hat sich zwar ein Idealbild der böhmischen Geschichte im 12. 
Jahrhundert zurechtgezimmert, bewegte sich damit aber im Bereich der künstlerischen Freiheit, zumal 
er damit niemandem geschadet hat. Für Stifter war aber entscheidend, daß die Bruchlinie niemals 
entlang der nationalen Unterschiede verlaufen durfte, sondern nur dort, wo Recht und Würde des 
anderen berührt werden. Das ist die große Idee, die die handelnden Personen in Stifters Roman 
„Witiko“ verkörpern und die uns diesen so wertvoll machen. Nur wenn sich beide Seiten auf diesen 
Grundsatz einigen können, werden wir dereinst vielleicht doch die Gefilde der Utopie verlassen. (F.v.) 

Sumpfblüten des Internets 

Manchmal kommt es einem vor, als säße man im falschen Film; so zum Beispiel, wenn man im 
Internet die Seite „Erbloggtes“ öffnet und sich über den Sudetendeutschen Tag informieren will. 
Zunächst steht da ein Lob auf den Stand der deutsch-tschechischen Antifaschisten in Halle 5. Er hebe 
sich wohltuend von der Konkurrenz teils „amüsanter bis gefährlicher“ Gruppierungen ab. Zu diesen 
zählt der Autor den „Witikobund“ und den „sudetendeutschen Bauernverein“. Sie werden in einem 
Atemzug genannt mit „Organisationen, die den verrückten Bayernkönig Ludwig II. für einen 
erlogenen Mythos“ halten oder die behaupten, gläubige Christen lebten um sieben bis vierzehn Jahre 
länger als Ungläubige. Diesen Ausführungen ist ein Foto des Witikostandes (ebenfalls Halle 5) 
vorangestellt mit der Unterschrift: Der Witikobund soll für die völkisch-nationale Radikalisierung 
vieler Vertriebenenverbände verantwortlich sein. In jedem Fall ist er ihr rechter Flügel. 

Absicht scheint zu sein, den Witikobund lächerlich zu machen, aber auch zu dämonisieren. 

„Heimsuchung“ Augsburgs durch den Witikobund? 

Richtig bissig geht dann ein gewisses „forumaugsburg“ zu Werke. Diese Gruppe ist Rosa Luxemburg 
und Kurt Eisner verpflichtet und fordert u.a. die Schließung von Rüstungsbetrieben auf Augsburger 

Stadtgebiet. Über die Sudetendeutschen verbreitet 
sie völlig veraltete Informationen. Reinfried 
Vogler wird immer noch vorgehalten, in grauer 
Vorzeit Vorsitzender des Witikobundes gewesen 
zu sein, obwohl sein Name inzwischen nicht 
einmal mehr in dessen Mitgliederliste steht! 
Gerügt wird, daß einige Gründungsmitglieder des 
Witikobundes NSDAP-Mitglieder waren, so als 
wäre das etwas Vertriebenenspezifisches. Man 
durchmustere nur einmal die Abgeordnetenliste 
des ersten hessischen Landtags! In ihr findet man 
nicht weniger als 75 einst stolze Besitzer des 
braunen Parteibuches! Sie hatten aber wie alle 
anderen früheren NSDAP-Mitglieder ein 
Spruchkammerverfahren durchlaufen und galten 
als entlastet. Bei früheren SED-Leuten wird heute 
so ähnlich verfahren. Wir sollten Konrad Adenauers Rat befolgen und die „Nazi-Riecherei“ 
einstellen! 

Doch zurück zu den Witikonen: Bei ihnen werden wohlweislich Gründungsmitglieder wie Dr. Walter 
Brand, der sechs Jahre im KZ saß, ausgespart. Walter Becher nennt ihn sogar „einen Paten dieses 
Anfangs“. Man ging mit ihm 1947/1950 bewußt zu den Wurzeln, also zur hündischen Jugend und zu 
dem von den Nationalsozialisten erbittert bekämpften Kameradschaftsbund (KB), zurück. Die 
engsten Mitarbeiter Henleins waren KB-Leute und wurden von Berlin in stillschweigender 
Komplizenschaft mit Benesch schon vor 1938 ausgeschaltet. Wer übrig geblieben war, wanderte 
spätestens nach der Protektoratserrichtung ins Gefängnis oder ging per Einberufungsbefehl an die 
Front, wie Dr. Köllner und Dr. Sebekowsky. 
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All das hätte „forumaugsburg“ am 62. Sudetendeutschen Tag beim Vortrag des Witikobundes über 
„Das Scheitern des sudetendeutschen Autonomiewunsches“ erfahren können. Es ist aber bequemer, 
sich künstlich über eine „erneute Heimsuchung“ Augsburgs durch den Witikobund zu empören, als 
dessen Bücher und Aufsätze zu lesen. 

Die Internetseite „Erbloggtes“ ist selbstverständlich verlinkt mit Wikipedia. Aber auch dort ist man 
vor der „Zensur der Nachgeborenen“ nicht sicher. Nach dieser Quelle gehört zu den 
Lieblingstätigkeiten eines Witikonen die Unterwanderung anderer Organisationen. Der Enthüllungs- 
Furor erreicht seinen Höhepunkt mit einem „Zeit“-Artikel vom 24.2.1967 (!), in dem die Symbolfigur 
des Witikobundes als angeblicher Ostlandreiter diffamiert wird („der nach Osten reitet“). So schön 
kann Polemik sein, wenn Vorurteile erfolgreich gegen jede Sachkenntnis abgeschirmt werden. 

Eine Vision 

Im vorigen Jahrhundert behauptete der Privatgelehrte Wilhelm Kammeier aus Arnstadt, daß die 
deutsche Geschichte in den Klöstern des 14. Jahrhunderts nach Maßgabe Roms umgeschrieben 
worden sei. Natürlich zu Lasten Deutschlands. Kammeier blieb mit seinen Vermutungen Außenseiter. 
Man kann sich aber vorstellen, daß in künftigen Jahrhunderten ein anderer Kammeier aufstehen wird, 
um die Geschichtsmanipulationen des 20. Jahrhunderts anzuprangern. Er wird dann nicht mehr 
Außenseiter sein, sondern zeigen, daß es ganze Heere von Politologen und Soziologen waren, die ihre 
Bleistifte spitzten, um die Geschichte des 20. Jahrhunderts umzudeuten. Der Witikobund wird dann 
zu höchstem Ansehen emporsteigen, denn Kammeier II hat noch einige vergilbte Witikobriefe 
aufgestöbert, die dessen Wahrheitsliebe und Rechtstreue beweisen. Vorbei ist es dann mit den 
Unterstellungen einer „völkisch-nationalen Radikalisierung“ und mit den Verdächtigungen, quasi 
unmoralische Ziele zu verfolgen. Es wird im Gegenteil deutlich werden, daß die Gegner des 
Witikobundes krassesten Menschenrechtsverletzungen Vorschub leisteten! ( F.Volk) 


Der Witikobund beim 62. Sudetendeutschen Tag 

Der Witikobund ließ sich für den Sudetendeutschen Tag (ST) in Augsburg einen Stand von 4m x 2m 
reservieren. Er lag in Halle 5 und wurde schon am Freitag Nachmittag von Kam. Prof. Korkisch mit 
einer Bilderserie zum Thema Witiko dekoriert. Über den Bildern prangte ein Banner mit der 
Aufschrift „Witikobund e.V.“ Der Präsenzdienst am Stand regelte sich während der beiden folgenden 
Tage problemlos durch oft spontane Mithilfe aus dem Kameradenkreis. Dafür herzlichen Dank allen 
Beteiligten! Als Werbematerial wurden Restauflagen einiger Broschüren sowie des Witikobriefes 
ausgelegt. Dazu kamen als Beitrag von Dr. Oberwandling Merkblätter und eine Bildtafel zu noch 
ungeöffneten Massengräbern in Mährisch-Ostrau. Auf Anregung von Kam. Zappe verteilten wir 
auch ein Flugblatt zur Stiftung Flucht-Vertreibung-Versöhnung. Alles wurde von den Besuchern gut 

Auffällig war, wie viele Landsleute an unseren Stand kamen, 
nur um ihr Herz auszuschütten. Der Schmerz über erlittenes 
Unrecht nagt immer noch in den Seelen. Am Stand der 
Witikonen hofften sie vermutlich, verstanden zu werden. Die 
Strukturen der SL lassen dies offenbar nicht mehr zu. Das ist 
aber bedenklich, denn auch Randgruppen müssen sich in den 
gesellschaftlichen Strukturen irgendwie wiedererkennen 
können. Nur auf die biologische Lösung zu warten ist zu wenig, 
denn die Erlebnisgeneration wird ihre Ohnmachtsgefühle an die 
nächsten Generationen weitergeben. 

Wie gewohnt bot der Witikobund am ST auch einen Vortrag 
an. Vor gut besetzten Stuhlreihen führte Hans-Ulrich Kopp elegant in das Thema ein. Der Referent 
befaßte sich mit dem „Scheitern des sudetendeutschen Autonomiewunsches“ und griff dabei auf die 
neuere zeitgeschichtliche Forschung zurück, die zu einem teilweise neuen Henleinbild gelangt war. 
Der Vortrag ist unten im vollen Wortlaut und mit zahlreichen, teils seltenen Bildern abgedruckt. 


angenommen. 



Stand des Witikobundes in Halle 5 
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Der Veranstaltung des Witikobundes folgte im selben Saal der Vortrag Dr. Gertners, des 
Rechtsanwalts der 90 Beschwerdeführer gegen die Tschechische Republik. Dr. Gertner war 
auf Einladung der Sudetendeutschen Bauernschaft gekommen und rekapitulierte den Stand 
des Verfahrens wie er in der Mai-Folge des Witikobriefes bereits mitgeteilt wurde. 


Der Witikobund e.V. lädt herzlich zum 

Jahr es treffen mit Jahreshauptversammlung 

nach Haßfurt ein. Zeit: 30. September bis 02. Oktober 2011. 
Anmeldungen sind möglichst umgehend an das Tagungshotel selbst zu richten, 

und zwar unter der Anschrift: 

Hotel Goger, Bamberger Str. 22, 97437 Haßfurt-Augsfeld, 

Tel. 09521-9250, e-Post: info@hotel-goger-augsfeld.de 

Programmplanung: 

Samstag , 1.10.11, 9.00 Uhr: Jahreshauptversammlung; 14.30 Uhr: Vortrag Dr. Merkel 
„Aufgaben des Witikobundes heute“; 17.00 Uhr: Überraschungsgast 
Sonntag. 2.10.11: 9.00 Uhr: Vortrag Erika Köcher „Der Versailler Vertrag“ 

Die vollständigen Tagungsunterlagen enthält „Witiko-Intern“ 

Änderungen Vorbehalten. Gäste willkommen! 


Einladung 

Das Sozialwerk des Witikobundes „Kameradenhilfe e.V.“ lädt seine Mitglieder zur 
Jahresversammlung am Samstag, dem 01. Oktober 2011 in Haßfurt, 8.30 Uhr, Hotel Goger, ein. 
Tagesordnung und weitere Angaben werden per Brief zugestellt. 
gez. F. Volk, gez. H.-U. Kopp 


Vaclav Klaus hat einen neuen Freund 

Der Attentäter von Norwegen, Anders Behring Breivick, besuchte 2010 die Tschechische 
Republik und lobte Vaclav Klaus. Auf seiner Heimseite empfahl er für das 
Ausländerproblem in den westlichen Ländern die Anwendung der Benesch-Dekrete. Das 
allerdings bringt unsere politische Farbenlehre durcheinander. A.B.Breivick wurde uns als 
Rechter vorgestellt. Bei uns sind es aber vor allem linksgerichtete Parteien, die den 
Vertriebenen einreden wollen, die Vertreibung von 14 Millionen Deutschen dürfe nicht in 
Frage gestellt werden. Vielleicht müssen wir jetzt umlernen und Vertreibungen einfach nur 
als Werk des Bösen ansehen. Aber auch dann bleibt, daß A.B. Breivik seine ideologische 
Bestätigung bei den Vertreiberstaaten suchte und fand. Und was ist mit den anderen Staaten, 
die die Vertreiberstaaten durch Aufnahme in die EU hoffähig gemacht haben? Halten sie es 
für ehrenvoll, die Ansichten eines Massenmörders zu teilen? 


£uMe%3 Savgwi: (fatt Aat una SfeufacAe daAin peöcAieudevt, daß utfa unoe* @a£dund Siiße* 
mifaöen in ßtemßde £ände* # faßen, aiie Weit veicA macAen undteÜfat ißettie* Heißen. 

(Jüitec/ieäs cAe deute cäe Scfi uften, /524J 
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Auf ein Wort 

Im Mittelpunkt unserer Arbeit stehen jedes Jahr der Sudetendeutsche Tag (ST) 
und das Jahrestreffen. Wie wir dem Kurzbericht auf Seite 5 entnehmen können 
haben wir unseren Auftritt beim ST mit Anstand hinter uns gebracht. Dafür 
danke ich allen Beteiligten herzlich. Unsere Anwesenheit diente nicht eitler 
Selbstdarstellung, sondern der Wissensvermittlung durch Wort und Schrift. 
Genaue Kenntnis der Zeitgeschichte ist die Voraussetzung für unsere 
Hauptaufgabe, nämlich die Verteidigung des Rechts. 

Diesem Ziel wird auch unser Jahrestreffen in Hassfurt dienen. Es ist wie immer 
verbunden mit der Jahreshauptversammlung unseres Vereins. Dieser bildet das 
wirtschaftliche Fundament unserer Arbeit. Ohne ihn hätten wir keinen Witikobrief und damit keine 
Stimme nach außen. Bitte kommt zahlreich und meldet Euch rechtzeitig an! In Hassfurt wollen wir 
wieder Orientierungssignale möglichst für die ganze Volksgruppe aussenden. 

In diesem Sinne rufe ich Euch ein zuversichtliches Auf Wiedersehen! zu 
und verbleibe mit herzlichen Grüßen Euer 
Roland Schnürch, 1. Vors. 

Notizen vom 62. Sudetendeutschen Tag 

Der tschechische Staatspräsident Vaclav Klaus sorgte dafür, daß der 62. Sudetendeutsche Tag in 
Augsburg nicht der Routine verfiel. Der SL-Vorsitzende Pany hatte in seiner Eröffnungsrede am 10. 
Juni 2011 auf das Beispiel der britischen Queen verwiesen, die bei einem Irlandbesuch die Iren um 
Vergebung bat, und wünschte sich eine ähnliche Geste von der Tschechischen Republik. Vaclav 
Klaus hielt das für taktlos, weil Pany diesen Wunsch just am Jahrestag der Zerstörung des Dorfes 
Lidice ausgesprochen hatte. 

Um Lidice ging es auch in einem Redeabschnitt des Sprechers Bernd Posselt. Ihm rutschte ein Satz 
heraus, wonach die 172 Männer Lidices erschossen worden seien, „nur weil sie Tschechen waren“. 
Unser Kamerad Alf-Torsten Werner schrieb dazu einen offenen Brief, weil Lidice keine ethnisch 
motivierte Aktion war, sondern eine völkerrechtlich legitime Repressalie nach dem Attentat auf den 
Stellvertretenden Reichsstatthalter. Der Brief ist weiter unten abgedruckt. Aus Respekt vor so vielen 
Toten verlor sich Alf Torsten Werner nicht in Einzelheiten. Wir aber wissen, daß die Attentäter nur 
deshalb aus England eingeflogen wurden, um diese Repressalie herauszufordern. Man sollte daher 
zugeben: Die tschechische Staatsraison verlangte gewisse Opfer, und Lidice hat sie gebracht. Das ist 
durchaus Stoff für ein würdiges Heldenepos. Leider gibt es aber noch einen Schönheitsfehler: Die 
Hinweise auf die Attentäter und auf das Dorf Lidice kamen von tschechischer Seite selbst. Vielleicht 
hätte Vaclav Klaus doch mit etwas leiserer Stimme sprechen sollen. 

Bernd Posselt machte sich noch mit einer anderen Bemerkung unbeliebt. Er bezeichnete das 
Münchner Abkommen in seiner Rede als verhängnisvollen Irrtum, der den Sudetendeutschen nicht 
das Selbstbestimmungsrecht gebracht hätte. Das ist in Anbetracht der tschechischen Unterdrückung 
vor 1938 unsensibel, und wer es nicht selbst erlebt hat, kann jetzt immer noch seine Schlüsse ziehen 
aus der tschechischen Intransigenz seit 1945. Bernd Posselt hat aber recht, wenn man die 
nachfolgende Bevormundung der Sudetendeutschen durch Reichsdeutsche kennt. Parallelen zu 
unseren Besserwessies sind unverkennbar. Hinzu kommt, daß Zehntausende Sudetendeutsche in 
reichsdeutsche Gefängnisse und KZs wanderten, und zwar nicht nur Sozialisten, sondern auch 
Autonomisten aus dem Umfeld des Kameradschaftsbundes. 

Die Ansprachen Ministerpräsident Horst Seehofers und der Bayerischen Sozialministerin Christine 
Haderthauer waren wieder Routine. Seehofer versprach, den Gesprächsfaden mit der CR 
fortzuspinnen. Frau Haderthauer, die selbst Mitglied der SL ist, fand wie gewohnt klare Worte. Eine 
Blöse gab sie sich nur als sie die Gesinnungsgemeinschaften aufzählte und dabei den Witikobund 
vergaß. Möglich, daß dies bereits eine Folge des Ausschlusses des Witikobundes vom 
Informationsgespräch am 22. März 2011 bei Horst Seehofer ist. Der Witikobrief hat darüber in der 
Mai-Folge berichtet. 



Roland Schnürch 
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Rüge ßir Sprecher Bernd Posselt 

Wie oben angekündigt, folgt hier der Offene Brief Alf Torsten Werners an unseren Sprecher: 

Alf Torsten WERNER 85567 Grafing bei München 

Senator des Witikobundes Ignaz-Fuchs-Weg 1 

30. Juni 2011 

Offener Brief 
an den Sprecher der 

Sudetendeutschen Landsmannschaft e.V. 

Herrn Bernd Posselt (MdEP), per e-Post 

Guten Tag Herr Posselt! 

Anläßlich des letzten Sudetendeutschen Tages in Augsburg verwiesen 
Sie auf den Besuch dreier zentraler Orte der Geschichte in Tschechien 
zusammen mit Kultusminister Ludwig Spaenle. Bewußt sei man 
zunächst nach Lidice gefahren. Dort haben Sie, nach Ihrer Aussage, 
Blumen und einen Kranz niedergelegt, „um deutlich zu machen, wie 
verabscheuungswürdig es ist, dass dort Menschen ermordet wurden, 
nur weil sie Tschechen waren“ (sh. u.a. Augsburger Allgemeine vom 12. 
Juni 2011). 

Nun liegt vor mir das Vermächtnis eines Mannes mit einer klaren 
Gegenposition. Sein Name war Otto Miksche, und er war Berufsoffizier 
der tschechoslowakischen Armee; 1938 Eleve der Artillerieschule in Fontainebleau; im 
Westfeldzug 1940 hat er als französischer Offizier gegen Deutschland gekämpft .... Dieser 
Mann schrieb unter der Überschrift Das Münchner Abkommen folgendes (Auszug): „Die 
Bündnisverträge, die die Tschechoslowakei mit Frankreich und mit der Sowjetunion 
abgeschlossen hatte, konnten nicht den Tatbestand ändern, dass das moralische Recht auf 
Deutschlands Seite war. ... Gewiß fühlten sich die Tschechen im Protektorat nicht glücklich, 
ihre Masse verhielt sich aber nach dem Vorbild ihres Nationalhelden Schwejk. ... 
Inzwischen lief die Verwaltung im Protektorat in tschechischer Amtssprache weiter. Hitler 
bewilligte den Tschechen sogar eine kleine Armee von 16.000 Mann, die 1944 an deutscher 
Seite zum Teil in Italien eingesetzt wurde. ... Übrigens haben die Tschechen trotz des 
Verlustes ihrer Selbständigkeit besser gelebt als später unter der Herrschaft der 
Kommunisten. Sie mussten keinen Militärdienst leisten. Ihre Industrien, von den Deutschen 
weiter ausgebaut, arbeiteten auf Hochtouren für Hitlers Kriegsmaschine. Im Bereich 
wirtschaftlicher Zusammenarbeit mit dem dritten Reich lagen die Tschechen an zweiter 
Stelle hinter den Belgiern. Nie seither kassierten tschechische Arbeiter so hohe Löhne wie 
in Hitlers Protektorat ... Die Verpflegungslage war besser als im Reich und die Zahl der 
politisch Verfolgten im allgemeinen nicht größer als in Deutschland selbst“ 
(Hervorhebung durch Verf.). „... Nach dem Münchner Abkommen 1938 beseitigte Hitler 
auch noch manch andere Ungerechtigkeiten der Friedensverträge“ (gemeint die Diktate 
nach dem Ersten Weltkrieg). Quelle: Ferdinand Otto Miksche, „Das Ende der Gegenwart - 
Europa ohne Blöcke“, Herbig, 4. Aufl. S. 56 ff. 

Von einer Ermordung von Menschen, „nur weil sie Tschechen waren“, kann demnach keine 
Rede sein. Mein Schwager war jahrelang Häftling im KZ Dachau. Nicht weil er Deutscher 
war, sondern weil er sich mit dem System angelegt hatte. 

Und Lidice war eine völkerrechtlich legitime Repressalie für die Ermordung des 
stellvertretenden Reichsprotektors von Böhmen und Mähren Reinhard Heydrich. Dieser 
hatte die Fettrationen für zwei Millionen tschechische Industriearbeiter erhöht und 200 000 
Paar Schuhe für Rüstungsarbeiter bereitstellen lassen; ferner ließ er u.a. die Luxushotels in 
Böhmens Kurorten für tschechische Arbeiter als Ferienheime requirieren, reformierte die 
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tschechische Sozialversicherung. Für die tschechische Exilregierung in London 
offensichtlich Anlaß genug, Heydrich ermorden zu lassen; Lidice war angeblich involviert. 

So schrecklich es heutzutage klingt, derartige Vergeltungsmaßnahmen waren auch nach 
Meinung der Alliierten zulässig. So ließen etwa die US-Amerikaner 1945 bei Paderborn für 
einen getöteten US-General 110 deutsche Gefangene erschießen. Dies, obgleich 
Kriegsgefangene schon nach damaligem Kriegsvölkerrecht einen Sonderstatus genossen 
haben. Frage: Haben Sie dort jemals einen Kranz niedergelegt? 

Wie berechtigt und notwendig es für Deutsche auch sei, sich von der Phase des NS- 
Regimes abzusetzen, beklagte der jüdische Emigrant und spätere Direktor des Instituts für 
Zeitgeschichte Hans Rothfels, so gebe es neben „der Kollektivschuldthese von außen auch 
von innen her ein Flagellantentum, das gegen jeden Ansatz ruhiger Selbstachtung“ gerichtet 
sei (Meyers Enzyklopädisches Lexikon, 1978). Zurückzuführen ist dieser Umstand wohl 
auch auf die „Bewusstseins-Industrie“ (Enzensberger!), die selbst den ansonsten für die 
historische Wahrheit und Gerechtigkeit eintretenden Menschen total den Blick verstellt. 

Mit dem Wunsche, Sie nachdenklich und revidierfähig gestimmt zu haben, verbleibt 

Alf Torsten WERNER 


Spenden für das u Zentmm gegen Vertreiblinsen “ zurückfordern ? 

Frau Karin Zimmermann, Neunkirchen-Seelscheid, fragt sich, was mit den einst vom BdV 
eingesammelten Spenden für das Zentrum gegen Vertreibungen geschehen soll, nachdem die 
Bundesstiftung Flucht-Vertreibung-Versöhnung gegründet wurde. Eine Verwendung für die 
Bundesstiftung schließt sie aus, weil deren Zielsetzung auf die Verwässerung des ursprünglichen 
BdV-Anliegens h i nausläuft. 

Frau Zimmermann regt daher an, die geleisteten Spendenbeträge vom BdV zurückzufordem. Private 
Spender können, institutioneile müssen sogar zurückfordem, wenn eine Zweckentfremdung vorliegt. 


Fragwürdige Musewnspläne für München 

Der bayerische Ministerpräsident Horst Seehofer betonte in seiner Rede am 
Sudetendeutschen Tag, daß seine Regierung eine halbe Million Euro für das geplante 
Sudetendeutsche Museum bereitgestellt habe. Über die Pläne informierte beim ST ein Stand 
in Halle 7 und ein Vortrag des Museumsfachmanns Wilfried Rogasch am Samstag 
Nachmittag. 

Für das Museum soll in der Nähe des Sudetendeutschen Hauses ein fünfgeschossiger 
Hochbau errichtet werden. Die Museumskonzeption entwarf Frau Prof. Marita Krauss, 
Augsburg. Darin fällt eine gewisse Überbetonung von Mittelalter und Neuzeit vor 1848 auf, 
was zu einer Vernachlässigung des uns bewegenden Zeitraumes und unseres Anliegens 
führen würde. Gegenbeispiel: Das tschechische Museum in Aussig beschränkt sich ganz auf 
die letzten 200 Jahre. 

Die Vertriebenen haben Grund, die Münchner Museumspläne kritisch zu beobachten. 


: 0 : 


Wiidemchaft fot imm&t nwt den jeweilige Stand umeri&t Jvttümex. 
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Das Scheitern des sudetendeutschen Autonomiewunsches 

(Referat gehalten am ST. 2011 in Augsburg von F. Volk) 

Die meisten Sudetendeutschen lehnten 1919 die zwangsweise Einbeziehung in den neuen 
tschechoslowakischen Staat ab. Sie profitierten aber davon, Bürger eines „Siegerstaates“ zu sein und 
erkannten auch die geographischen Hindernisse für einen Anschluß ans „Reich“. Viele von ihnen 
waren daher auch nach dem 4. März 1919 noch bereit, sich zu fügen. Hinzu kam, daß die 
Arbeiterschaft im hochindustrialisierten Sudetenland den Internationalismus, zu dem sie von ihren 
Gewerkschaften erzogen worden war, sehr ernst nahm. Entsprechend fielen bis 1935 auch die 
Wahlergebnisse aus. Stets wurden die aktivistischen Parteien bevorzugt. Der Umschwung ergriff die 
breite Masse erst, als selbst der einfachste Hilfsarbeiter die nationale Diskriminierung spürte und 
hören musste: „Schicke Deine Kinder in die tschechische Schule und Du bist morgen wieder in 
Arbeit“. 

In dieser Phase gründete Konrad Henlein seine Sudetendeutsche Heimatfront. Sein Ziel war die 
kulturelle Autonomie und nicht die Sezession. Dennoch wurde Henlein fast ausschließlich mit dem 
Ruf „Heim ins Reich“ in Verbindung gebracht. 

Vorsichtige Korrekturen an diesem Bild nahmen 1999 die Historiker Ralf Gebel („Heim ins Reich“) 
und Volker Zimmermann („Die Sudetendeutschen im NS-Staat“) vor. Den Anstoß dazu gaben das 
1970 erschienene Tagebuch OLtn. Helmuth Groscurths und der seit 1972 den Archiven übergebene 
Nachlaß des britischen Geheimdienstlers Captain Malcolm Christie. Henlein erscheint nun als 
jemand, dessen Ziele sowohl von Berlin als auch von Prag aufs Schlimmste hintertrieben wurden. 

Konrad Henlein im vorpolitischen Raum 

Konrad Henlein wird meist als Turnlehrer bezeichnet, der sich in die Politik 
verirrt hat. Damit will man seine Unbedarftheit und Inkompetenz andeuten. 
Henlein hat sich aber schon sehr früh mit gesellschaftspolitischen Fragen 
befasst. So war er Mitarbeiter im „Arbeitskreis für Gesellschafts¬ 
wissenschaften 64 , den der Reichenberger Rechtsanwalt Dr. Walter Hergl 1925 
gegründet hatte. Eingeführt hatten ihn dort Heinz Rutha und der Spann-Schüler 
Prof. Walter Heinrich. Die Gruppe reiste in die Schweiz (1925) und nach 
Belgien (1929, Flamen-Walonen!), um dort das Zusammenleben 
unterschiedlicher Nationalitäten zu studieren. Konrad Henlein nahm an der 
Reise in die Schweiz teil. Ohne Zweifel waren in seinen Kreisen auch die 
Pläne des Rumänen Aurel C. Popovici (1863-1917) bekannt, der 1906 die 
Monarchie in sechzehn weitgehend autonome und sprachlich einheitliche Teile gliedern wollte, sich 
aber nicht durchsetzen konnte. 

Im Jahre 1926 rief Heinz Rutha den „Kameradschaftsbund 44 (KB) ins Leben und ließ ihn 1930 in 
Prag als Verein registrieren. Auch hier war Henlein dabei. Der KB verstand sich als Vereinigung 
junger Menschen aus der Bündischen Jugend, die die Sudetendeutschen jenseits von Parteiengezänk 
und Klientelpolitik zu einer höheren politischen Einheit 
zusammenführen wollte. Sie setzten sich bewusst vom Typ 
einer Honoratiorenpartei ab. Man sagte dem Bund 
rechtskatholische Tendenzen nach, doch ohne Zweifel war 
sein Hauptanliegen der Widerstand gegen die nationale 
Unterdrückung der Sudetendeutschen. Als theoretisches 
Rüstzeug betrachtete der KB die ständestaatlichen Theorien 
des Wiener Professors Othmar Spann, in denen auch 
übervölkische Zusammenschlüsse nicht ausgeschlossen 
wurden. Interessant ist, daß im südlichen Egerland, bei 
Vorstands wählen der Landjugend und ähnlicher Gruppen 
vereinzelt nach dem ständestaatlichen Prinzip gewählt wurde, 




10 

















WitikoBrief 3/2011 


Seite 11 


August 2011 


Ganz wesentlich für die politische Qualifikation Konrad Henleins war seine Verwurzelung im 
sudetendeutschen Turnertum, denn den Turnern ging es früher nicht nur um Körperertüchtigung und 
Athletik, sondern auch um die völkische Erziehung. Zuständig für diese Arbeit waren die Dietwarte, 
die meist auch kleine Vereinsbibliotheken verwalteten. Man kann voraussetzen, daß Henlein als 
früherer Dietwart und späterer Vorsitzender des Gesamtverbandes der Sudetendeutschen Turner klare 
Vorstellungen von diesen Aufgaben hatte. 

Henlein erwarb sich in seinem Amt als Turnverbandsführer große Popularität, namentlich bei den 
Verbandsturnfesten. Den Höhepunkt seines Ansehens erreichte er 1933 als Leiter des 

Verbandsturnfestes in Saaz. 



Den Schritt vom Turner zum Politiker vollzog Henlein am 1. Oktober 1933 mit der Gründung der 
„Sudetendeutschen Heimatfront“ (SHF). Beim Aufbau der Parteiorganisation konnte er nicht nur auf 
die Freunde im Kameradschaftsbund zurückgreifen, sondern auch auf sein enges Beziehungsgeflecht 
unter den Turnern. Peinlich abschirmen mußte er sich hingegen gegen ehemalige Mitglieder der 
verbotenen Parteien DNSAP und DNP. 

Das Programm der SHF 

Für das Jahr 1935 stand (nach sechs Jahren) wieder eine Parlamentswahl an. Den Wahlkampf 
eröffnete Henlein praktisch am 21. Oktober 1934 mit einer programmatischen Rede bei einer 
Großkundgebung in Böhmisch Leipa (sh. Bild!). Zehntausende Menschen waren gekommen und 
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hörten, welche Vorbehalte die SHF gegen den Nationalsozialismus machte: „Nie werden wir auf die 
Liberalität, d.h. auf die vorbehaltslose Achtung der Persönlichkeitsrechte bei der Beziehung der 
Menschen im allgemeinen und zwischen Staatsbürgern und Behörden im besonderen verzichten “ 
Diese Worte hat Henlein nicht leichthin gesagt, sondern sie waren vier Wochen vorher, am 24. 
September 1934, in der HauptvorStands Sitzung der SHF eingehend beraten und beschlossen worden. 
Laut Protokoll sollte der Rede sofort intensive parteiinterne Schulungsarbeit gegen sezessionistische 
Tendenzen folgen. Das Protokoll vermerkt dazu: „Endgültiger Bruch mit der großdeutschen Idee . 
Aufräumen mit dem Gedanken, daß das sudetendeutsche Gebiet von Hitler von Deutschland aus 
erobert werden könnte . “ (Kral, 71). 


Im Klartext bedeutete dieses Programm, daß Henlein nach einer Autonomie-Lösung innerhalb der 
CSR suchte. Damit bewies er nicht zuletzt Loyalität zu den in der CSR gültigen Gesetzen, denn das 
1923 verabschiedete Gesetz zum Schutze der Republik erklärte den Versuch, einen Teil des 
Staatsgebietes loszureißen, ausdrücklich zur Straftat. Überhaupt glich Henleins Unterfangen einem 
Ritt auf der Rasierklinge, denn das erwähnte Staatsschutzgesetz stellte auch die „politische 
Aufwiegelung“ unter Strafe, womit praktisch jede kritische Stellungnahme zur Regierungspolitik 
verboten werden konnte. Wie eng der Spielraum war, sieht man daran, daß sogar Untersuchungen 
über die Entstehung des csl. Staates verboten waren. Offenbar hatte der Gesetzgeber ein schlechtes 
Gewissen über die Art und Weise, wie man sich den Staat erschwindelt hatte. 

Henlein hatte aber durchaus auch egoistische Gründe, nur die Autonomie anzustreben. Er musste 
fürchten, bei einem „Anschluß“ die Bevormundung durch Prag nur gegen eine solche durch Berlin 
einzutauschen. Als Präsident eines autonomen Sudetenlandes hingegen hätte er mit Rückendeckung 
des Reiches gegenüber Prag eine stärkere Position gehabt. Seine Befürchtungen haben sich leider 
bald nach dem „Anschluß“ bestätigt, wie ein Leitartikel von ihm in der „Zeit“ mit der Überschrift „So 
haben wir uns die Befreiung nicht vorgestellt“ verrät. Übrigens wäre die Autonomielösung auch ein 
guter Schutz für die CSR gewesen, denn niemals hätte das Deutsche Reich einen Staat mit einer 
starken und vor allem zufriedenen deutschen Minderheit mit Wirtschaftsboykott oder Schlimmerem 
bekämpft. Ausführlich hat darüber Paul Lamatsch geschrieben. 

Anfeindungen 

Trotz aller Loyalität Henleins hat die Staatspolizei dessen Parteigründung umfassend beobachtet. Sie 
konnte sogar einen Informanten direkt in seiner Nähe platzieren. Er hieß Le Groos und war ein 
deutscher Bankangestellter. Es gab aber keine Anhaltspunkte für ein Doppelspiel, und die Behörden 
sahen von einem Verbot ab. Ohne Zweifel war Henlein durch seine große Popularität geschützt. 
Vielleicht half ihm auch, daß seine Mutter Tschechin war. Dennoch hielt man aber Störmaßnahmen 
unterhalb der Verbots schwelle für angebracht. Schon am 23. November 1933 wurde Dr. Walter 
Brand, neben Heinz Rutha wichtigster Mitarbeiter Henleins, unter dem Vorwand der 
Staatsgefährdung verhaftet. Er kam ins Prager Gefängnis Pankraz, wo sich ihm bald weitere 
Mitglieder aus Henleins Führungsmannschaft zugesellten. Es waren dies: Dr. Wilhelm Sebekovsky, 
Dr. Fritz Köllner, Ernst Kundt und Oskar Kuhn. Erst nach vier Monaten öffneten sich die 
Gefängnistore wieder. Ein Verfahren oder irgendeine Erklärung gab es nicht. Die Ausweispapiere 
wurden einbehalten. Mit Rechtsstaatlichkeit hatte das nichts zu tun. 
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Schwierigkeiten von tschechischer Seite hatte man einkalkuliert. Leider kamen aber auch 
Widerstände aus den eigenen Reihen und sogar aus dem „Reich“ hinzu, so daß Henlein gezwungen 
war, einen „Zwei- bzw. Drei-Frontenkrieg“ zu führen! Dabei zeigte sich, daß die vorübergehende 
Ausschaltung Walter Brands fatale Folgen für das innerparteiliche Gleichgewicht hatte, denn sie 
ermöglichte es Karl Hermann Frank, dem späteren Sprecher des „Aufbruchkreises“, im 
Parteiapparat aufzusteigen. Dieser Kreis hatte sich um eine Zeitschrift namens „Aufbruch“ geschart 
und stand in Opposition zum KB. Er tendierte ideologisch „zum Reich“ und hatte Verbindungen zu 
mehreren emigrierten Mitgliedern der verbotenen DNSAP/DNP (z.B. Jung und Krebs, letzterer war 

Pressesprecher bei Frick!). Diese verfolgten das Ziel, 
die SHF/SdP von Berlin aus fernzusteuern. Dafür 
standen auch Finanzmittel zur Verfügung, die über 
Karl Hermann Frank vermutlich der ganzen SdP zu 
gute kamen. Hinter den sudetendeutschen Emigranten 
stand die „Prinz-Heinrich-Straße“ (Himmler/ 
Heydrich) mit SS und SD sowie allen einschlägigen 
Hilfsorganisationen und Querverbindungen. Im 
Reichssicherheitshauptamt bestand seit 1935 ein 
Sonderkommando mit dem Auftrag, den „Spannkreis“ 
zu bekämpfen. Die Leitung hatte der SS- 




Sturmbannführer Samersky (Becher, S. 103). 

Dazu gesellte sich die Volksdeutsche 
Mittelstelle (VOM), deren Leiter, SS- 
Gruppenführer Behrend, schon 1934 geäußert 
hatte, daß die SHF für ihn erst dann existiere, 
wenn die Mitglieder der beiden verbotenen 
Parteien im SHF-Vorstand verankert seien. 

Begleitet wurde das von einer offenen 
Pressekampagne gegen den KB im 
„Völkischen Beobachter“ (9.4.1935), in „Das 
Schwarze Korps“ (26.6.1935) oder 1938 in „Volk im Werden“ (Nr. 6). Man warf Henlein vor, mit 
den Autonomieplänen aus der Volksgemeinschaft ausscheren zu wollen und die Verschweizerung 
der Sudetendeutschen zu planen. Außerdem führe die SHF nur einen Volkstums- und keinen 
nationalsozialistischen Weltanschauungskampf. Das war auch einer der Gründe, daß 1939 nur rund 
500.000 der 1,3 Millionen Mitglieder der SdP in die NSDAP überführt wurden. 

Im Jahre 1936 konnte der Aufbrachkreis seinen ersten größeren Erfolg verbuchen. Da man sich an 
Henlein selbst nicht herantraute, hielt man sich wieder an dessen wichtigste Mitarbeiter. Zielscheibe 
war erneut Dr. Walter Brand, Träger der Mitgliedskarte Nr. 3. Er wurde 1936 von einem 
Parteigericht, dessen Richter dem Aufbrachkreis verpflichtet waren, wegen einer Geringfügigkeit der 
Unehrenhaftigkeit geziehen. Henlein war wütend und erreichte die teilweise Revision des Urteils. 
Dennoch erschien Dr. Brand als irgendwie b eschädigt und wurde als Korrespondent der „Zeit“ nach 

London entsandt. Da Henlein sehr auf die „englische 
Karte“ gesetzt hatte, mag dies in seinen Augen sogar 
eine gute Lösung gewesen sei. Vor Ort in Asch fehlte 
Dr. Brand jedoch als KB-Mann. (Erläuterung zur 
Zeitung „Zeit“: Sie gehörte Henlein und war dessen 
einzige Einkommensquelle.) 



Dr. Walter Brand 


9m SMcnffc bts <$u*cftn*tiMrutn 



Henleins Zeitung 


Die innerparteilichen Querelen blieben der 
reichsdeutschen Opposition hoher Offiziere gegen Hitler 
nicht verborgen. Der ihr nahestehende Chef der 
deutschen Abwehr, Admiral Canaris, übernahm es, 
Henlein abzuschirmen, was allerdings nur unter großen Schwierigkeiten gelang (Bürger, S. 191). Eine 
Schlüsselrolle spielte OLtn. Groscurth, der Henlein vor allem im September/Oktober 1938 zur Seite 
stand. Sein Tagebuch über diese Zeit ist für uns von unschätzbarem Wert. Verständnis fand Henlein 
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auch bei Dr. Steinacher, dem Vorsitzenden des Vereins für das Deutschtum im Ausland (VDA). Mit 
ihm hatte sich Henlein schon im April 1934 heimlich im Riesengebirge getroffen. Dr. Steinacher 
teilte Henleins Ansichten, begab sich damit aber in Opposition zu SS und SD, was ihn später, im 
Okober 1937, sein Amt kostete. Nichtsdestoweniger flössen Unterstützungsgelder für Henlein auch 
über Steinachers Dienststelle. 

Henlein hatte noch ein zweites Eisen im Feuer. Das waren die 
Kontakte zu den Briten, wo sich Captain Malcolm Christie 
seiner annahm. Christie war Leiter eines ausgedehnten 
Agentennetzes in Deutschland und arrangierte im Dezember 
1935 Henleins ersten offiziellen Besuch in London. Auch 
Henleins Rede im Chatham House hatte Christie möglich 
gemacht. Henlein strahlte so viel Glaubwürdigkeit aus, daß die 
Briten sagten: „Warum schicken uns die Deutschen nicht mehr 
solche Männer wie Henlein? 66 

Die Ernte fuhr dann Heinz Rutha, 

Henleins „Außenminister 66 , im Februar 1937 ein. Er weilte in London und 
erhielt von Sir Robert Vansittart, dem Chefberater des Außenamtes (F.O.), 
das Hilfeversprechen für die Autonomielösung innerhalb der CSR-Grenzen. 

Henlein hatte persönliche Kontakte zu britischen Diplomaten früher als zu Hitler, 
der sich für die Sudetenfrage allerdings auch lange gar nicht interessierte. Erst 
1936 bei den Olympischen Spielen in Berlin hat er Henlein kurz die Hand 
geschüttelt. 


Zweigleisigkeit nach stürmischem Herbst 1937 

Eine Kette von Rückschlägen traf Henlein im Herbst 1937. Im Reich verlor Dr. Steinacher sein VDA- 
Amt. Zu Hause wurde Heinz Rutha, Henleins zweitwichtigster Mitarbeiter und Träger der SHF- 
Mitgliedskarte Nr. 2, verhaftet. Die Anklage lautete auf homoerotische Beziehungen. Rutha nahm 

sich in der Zelle das Leben. Die Denunzianten werden im Umfeld von 
Heydrich vermutet. 

Henlein fiel es jetzt noch schwerer, seinen Autonomiekurs in der Partei zu 
verfechten, zumal Dr. Brand in London weilte. 

Es kam aber noch schlimmer. Prag hielt die Februar-Abmachungen über 
mehr Arbeitsplätze für Sudetendeutsche nicht ein, was die Massen erzürnte. 
Dann kam es am 17. Oktober 1937 zum Zwischenfall in Teplitz-Schönau, 
bei dem Karl-Hermann Frank, obwohl Abgeordneter, von tschechischen 
Polizisten festgehalten und misshandelt wurde. Der Fall wurde ziemlich 
auf gebauscht und diente der csl. Regierung als Vorwand, die längst fälligen 
Gemeindewahlen erneut bis Mai 1938 zu verschieben. 

Henlein steckte in einer Krise und sah nur einen Ausweg. Er musste 
zweigleisig fahren und Hitler um Unterstützung bitten. Das tat er in einer 
Denkschrift von zehn Seiten am 19.11.1937. Gleichzeitig ließ er aber die 
Fäden nach England und zur Canaris-Gruppe nicht abreißen. 

(Anmerkung: Die Denkschrift wurde der Öffentlichkeit überhaupt erst 1951 bekannt, als die Akten der Deutschen Auswärtigen 
Politik, AD AP, veröffentlicht wurden. Fraglich ist auch, ob Hitler sie jemals zu Gesicht bekommen hat.) 



Heinz Rutha, f1937, 
Mitgliedsnummer 2 




Der „Anschluß 66 Österreichs und die Teilmobilisierung 

Am 12. März 1938 erfolgte der „Anschluss 66 Österreichs. Die Sudetendeutschen fühlten sich dadurch 
ermutigt und schraubten (ermuntert durch Hitler) ihre Forderungen nach oben. Ausdruck dessen war 
das Karlsbader Programm vom 24. April 1938. Es enthielt sogar mit Punkt 6 die Forderung nach 
Wiedergutmachung der wirtschaftlichen Schäden. Es fehlte aber immer noch die Forderung nach 
Loslösung der Sudetengebiete. Vier Wochen später, am 21. Mai 1938, fanden die Gemeindewahlen 
statt. Für Henleins Partei stimmten 90 Prozent der Sudetendeutschen. Wegen des Fehlens einer 
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Abtretungsforderung interpretiert H. Rönnefarth diese Wahlen als Votum der Sudetendeutschen für 
das Autonomieprogramm (S. 303)! 

Der neuerliche Wahlerfolg Henleins ist umso bemerkenswerter, als er unter dramatischen Umständen 
errungen wurde. Einen Tag vor der Wahl hatte Benesch seine Armee teilmobilisiert, weil angeblich 
ein deutscher Angriff bevorstand. Tatsächlich ging es aber um die Einschüchterung der 
sudetendeutschen Wähler und um den Wunsch Prags aus dem innerböhmischen Konflikt ein 
internationales Kräftemessen zu machen. Das Stichwort dazu hatte Churchill am 12.April 1938 
gegeben. Er sah die Wahrscheinlichkeit eines militärischen Eingreifens Deutschlands nur bei 50:1 
und riet deshalb Benesch, selbst einen Krieg “hervorzurufen” (Kral, 1968, S. 117). Die Wünsche der 

Sudetendeutschen drohten von jetzt an noch 
nebensächlicher zu werden. Aber gerade deswegen schickte 
Henlein Dr. Brand am 25. Mai 1938 erneut nach 
London, um das Autonomie-Konzept zu vertreten 
(Brand, S. 138). 

Wieder stand Malcolm Christie im Hintergrund. Dr. Brand 
wurde in der britischen Hauptstadt von ihm schon erwartet 
und sofort zu Sir Robert Vansittart, dem Hauptberater des 
britischen Außenamtes, gebeten. Vansittart widmete Dr. 
Brand viel Zeit und wollte genau wissen, ob die 
Autonomielösung noch aktuell sei. Dr. Brand bejahte 
weisungsgemäß. Vansittart wollte aber ganz sicher gehen 
und bat Dr. Brand, sich das in Asch noch einmal telefonisch bestätigen zu lassen. Dr. Brand hat 
daraufhin mehrere nächtliche Telefonate geführt und die Bestätigung bekommen. 

Diese Auskunft spielte in den nächsten Wochen eine wichtige Rolle. Von ihr ausgehend legte Nev. 
Chamberlain nämlich als Ziel der britischen Politik die Autonomie-Lösung fest. Das sieht zwar wie 
ein Alleingang aus, doch Berlin und Prag hatten auf seine vorher im April geäußerte Bitte, selbst 
klare Ziele zu formulieren, nicht geantwortet. Am Autonomieziel hielt Chamberlain rund zwei 
Monate fest (Rönnefarth, S. 343 ff.). 

Das war ganz im Sinne Henleins, und dieser bekräftigte in der Folge noch 
mehrmals seinen Autonomiewunsch. Zunächst tat er das am 18. August 1938 
im Gespräch mit Lord Runciman. Das Protokoll über dieses Gespräch führte 
der Brite Gwatkin und kann in den Büchern von Anneliese von Ribbentrop 
nachgelesen werden (nach: DBFP <Doc.Brit.For.Pol.> II, p. 656). Dann vertrat 
Henlein seinen Autonomieplan am 2. September 1938 unwidersprochen bei 
Hitler und einen allerletzten Versuch machte er sogar noch nach seiner Flucht 
„ins Reich“, als er Dr. Brand noch einmal nach London schickte. Freilich war 
es jetzt zu spät. Henlein hatte die Mehrheit seiner Partei nicht mehr hinter sich, 
und im September 1938 hatte sich Großbritannien schon für die Abtretung 
entschieden, allerdings aus, wie Lamatsch (S. 178 ff.) meint, nicht ganz ehrenhaften Gründen. 
Nichtsdestoweniger bleibt festzuhalten, daß es Henlein noch wenige Wochen vor dem Münchner 
Abkommen nicht um die Zerschlagung der CSR, sondern um eine innerstaatliche Lösung ging, 
natürlich auch aus Sorge um den Frieden. 

Ein besonders guter Zeuge für den Autonomiewunsch Henleins ist Rudolf 
Lodgman von Auen. Er entschuldigte sich im Oktober 1938 in einem langen 
Schreiben an Hitler für seine Distanz zu Henlein und begründete sie genauso wie 
SS und SD: Versuchte Entfremdung der Sudetendeutschen vom deutschen 
Volkskörper und ihre „Verschweizerung“ in einer kantonisierten CSR. 

Freie Fahrt für NS-Ideologen 

Nach der Unterzeichnung des Münchner Abkommens drangen im Kielwasser des 
Heeres SS und Sicherheitsdienst völlig ungeniert in das Sudetenland ein. Sie 
besaßen Fahndungsbücher und verbreiteten blankes Entsetzen, als sie rund 200 
bewährte Kampfgenossen Henleins verhafteten. Ihnen wurde Nähe zum Kameradschaftsbund und 
damit ein kritisches Verhältnis zum NS zur Last gelegt. Nach Protesten Henleins verlief diese Aktion 
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aber bald im Sande. Hilfreich war bei solchen Vorkommnissen die Anwesenheit OLtn. Groscurths. 
Dessen 1970 von seiner Familie herausgegebenes Tagebuch unterrichtet uns über unzählige 
Einzelheiten aus dieser Zeit. Der Verfasser selbst ist 1943 in russischer Gefangenschaft verstorben. 

Im März 1939, nach Errichtung des Protektorats, kam es erneut zu Maßnahmen gegen missliebige 
Henlein-Anhänger. Dr. Walter Becher, der spätere SL-Sprecher, berichtet, daß „ganze 
Hundertschaften“ ehemaliger Mitglieder der sudetendeutschen Jugendbünde in ein Dresdner 
Gefängnis geworfen wurden, darunter auch er selbst (Brand, S. 47 f. u.a.). In Verhören wollte man 
aus ihnen Geständnissen über gleichgeschlechtliche Vorkommnisse im KB herauspressen. Die 
Ausbeute war mager. Es kam nur zu drei Verurteilungen. Eine vierte betraf Dr. Walter Brand, der auf 
Anraten des wohlmeinenden Gerichtspräsidenten ein Geständnis abgelegt hatte, um den Fängen der 
Gestapo zu entkommen. Aber auch das half nicht, denn nach Absolvierung einer kurzen 
Gefängnishaft steckte ihn die SS für sechs Jahre ins KZ. (Das KZ lernte auch Prof. Heinrich kennen. 
Unter welchem Vorwand, ist allerdings unbekannt). Diese Tatsachen verdienen breiteste Beachtung, 
denn Dr. Brand gehört zu den maßgeblichen Gründungsmitgliedern, ja „Paten“ des Witikobundes 
(Becher). Wie unerbittlich Heydrich den KB bekämpfte, sah man am 14. Jänner 1940. An diesem 
Tage erschienen in Reichenberg Flugblätter gegen Henlein und zwei Tage später unappetitliche 
Hetzartikel in der SS-Zeitung „Das Schwarze Korps“. Es hieß darin, Henlein hätte die 
Jugendverderber des KB gedeckt. 

Leider hat Henlein in dieser Stunde völlig versagt. Anstatt sich mutig vor seine 
Gefährten zu stellen, Unterzeichnete er ein von Heydrich entworfenes und extrem 
demütigendes Schriftstück, wonach das Sudetenland homosexuell verseucht 
gewesen sei! Als Heydrich 1942 starb, soll Henlein zu Friedrich Bürger, seinem 
Residenten in Berlin, gesagt haben: „Dies ist der schönste Tag meines Lebens“ 
(Bürger, S. 193). 

Schluß 

Die Sudetendeutschen lebten in einem geschlossenen Siedlungsgebiet. Ihre 
Angliederung an Deutschland war aber geographisch schwierig. Die Gewährung 
weitgehender Autonomie hätte die Lage vermutlich entspannt. Auch Henlein gab sich dieser 
Hoffnung hin. Dennoch wurde er viele Jahrzehnte lang als bösartiger Nationalsozialist diffamiert, 
dessen Hauptziel die Schleifung der „böhmischen Zitadelle“ gewesen sei. Leider schien die 1951 
bekannt gewordene Denkschrift für Hitler vom 19. November 1937 diesen Verdacht zu bestätigen. 
Als 1970 aber das Tagebuch OLtn. Helmuth Groscurths und bald darauf der Nachlass Captain 
Malcolm Christies bekannt wurden, musste ein Umdenken einsetzen. Henlein war fast bis zur letzten 
Minute Autonomist und war nur durch die Umstände gezwungen, zweigleisig zu fahren. Seine 
Verbindungen zu den Briten und zur reichsdeutschen Opposition gegen Hitler hat er bis 1938 
gepflegt. Die Begeisterungswelle für den Anschluß konnte er 1938 aber nicht mehr beeinflussen. Für 
ihn gilt, was schon Bismarck wußte: unda fert, nec regitur (Die Welle trägt und kann nicht gelenkt 
werden). 

Literatur: 

Becher, Dr. Walter, Zeitzeuge, München 1990; Brand, Dr. Walter, Sudetendeutsche Tragödie, Lauf 1947; Bürger, 

Friedrich, Rezension, Tagebücher eines Abwehroffiziers, in: Sudetendeutscher Erzieherbrief, Dez. 1972, S. 190 ff.; 
Groscurth, Helmuth, Tagebücher eines Abwehroffiziers, Stuttgart 1970; Kral, Vaclav, Die Deutschen in der 
Tschechoslowakei 1933-47 (Dokumentensammlung), Prag 1964; Lamatsch, Paul, Prager Tragödie, München 1964; 
Rönnefarth, H., Die Sudetenkrise in der internationalen Politik, Wiesbaden 1961 

Nachwort: Henleins Rede vom März 1941 ist bekannt, ist aber eine Erklärung ex eventu. Er wollte prahlen, wie 
Masaryk oder nach der Wende 1990 mancher Bonner Politiker. 

9 



c J)ie Wafnfieit ist (Uii Voxwwt zwc V&tdäfimmg,! (3'auUiamai>di) 


16 




WitikoBrief 3/2011 


Seite 17 


August 2011 


Turbulenzen beiden Schlesiern 

Schon im Vorfeld des Deutschlandtreffens der Schlesier in Hannover (25726. Juni 2011) gab es 
Unruhe. Der Bundesvorstand schloß den eigenen Jugendverband wegen von der Presse behaupteter 
rechtsradikaler Tendenzen aus. Die Betroffenen beteuerten ihre Unschuld und beklagten, vor dem 

Ausschluß nicht angehört worden zu ein. Richtig brisant 
wurde es dann beim Treffen selbst. Festredner waren der 
niedersächsische Ministerpräsident McAllister und der 
Vorsitzende der Schlesier, Rudi Pawelka. McAllister 
bezeichnete die Vertreibung der Deutschen aus dem 
Osten als "Unrecht", mahnte aber auch, das Geschehen 
im zeitgeschichtlichen Kontext zu sehen. An diese 
Vorgabe hielt sich Rudi Pawelka bei seiner Rede 
insofern, als er auch die Kriegsschuldfrage in den 
zeitgeschichtlichen Zusammenhang stellte. Doch das 
missfiel dem Ministerpräsidenten so sehr, daß er nach etwa der Hälfte der Rede den Saal 
verließ und die Rede als „wirr“ bezeichnete. 

Inhalt der Rede 

Das entscheidende Zeichen für McAllisters Auszug gab Pawelka mit der Erwähnung zweier 
polnischer Wissenschaftler, die ihren Landsleuten teilweise Verstrickung in den Holocaust 
Vorhalten. Es handelte sich um den Historiker Feliks Tych und den Soziologen Jan Thomas 
Groß, von denen ersterer seine Erkenntnisse schon am 27. Januar 2010 unwidersprochen im 
Deutschen Bundestag vorgetragen hatte. 

In den Redeteilen davor hatte Pawelka zwar betont, daß die Deutschen für die im Krieg 
begangenen Verbrechen „gerade stehen“ müssten, forderte aber gleichzeitig von Polen und 
der Tschechischen Republik auch eine Entschuldigung für die Vertreibung. Mit einer Rüge 
bedachte Pawelka die Bundeskanzlerin, weil sie Danzig als einen „Schmelztiegel“ von Polen, 
Kaschuben und Deutschen bezeichnet hatte, obwohl die Stadt zu 97 Prozent von Deutschen 
bewohnt war. Genaue Unterschiede machte der Redner auch bei der symbolträchtigen 
Kanonade auf die Westerplatte. Sie habe dem von den Polen dort völkerrechtswidrig 
errichteten Munitionsdepot gegolten und nicht polnischer Erde, denn die Westerplatte sei 
deutsches, nur unter Aufsicht des Völkerbundes stehendes Gebiet gewesen. Streng ging 
Pawelka auch mit der „Stiftung Flucht, Vertreibung, Versöhnung“ ins Gericht. Sie solle das 
vom BdV geplante „Zentrum gegen Vertreibungen“ konterkarieren und habe den Zweck, die 
Vertreibung Deutscher „weichzuspülen“. Das von „einem Herrn Prof. Kittel“ vorgelegte 
Eckpunktepapier „strotze“ nur so von Geschichtsfälschungen und Verharmlosungen. Die 
Politik der Weimarer Regierung gelte bei Kittel als revisionistisch, aber der Angriff Polens 
auf die Sowjetunion 1920 oder die teilweise Annexion Oberschlesiens werde beschwiegen. 
Pawelka erwähnte auch den 4. März 1919 mit den 54 getöteten Sudetendeutschen. 

Die Folgen 

Pawelka hat in Hannover gezeigt, daß ein Redner nicht nur eine Meinung, sondern auch 
Sachkenntnisse haben muß. Der niedersächsische Ministerpräsident nannte Pawelkas Rede 
allerdings nur „wirr“. Man muß zweifeln, ob er überhaupt jemals etwas von Dingen wie dem 
Geheimvertrag zwischen Stalin und Hitler 1939 gehört hat. Die CDU-Fraktion des 
niedersächsischen Landtags kam dann zum nervus rerum. Sie forderte von der 
Landsmannschaft eine Distanzierung von der Pawelka-Rede, andernfalls könne der 
Landeszuschuss zum Treffen von 50.000 Euro nicht weiter gewährt werden. Der BdV hat 
Rudi Pawelka noch keine Sanktionen angedroht, obwohl gewisse Ähnlichkeiten zum Fall Dr. 
Latussek vorliegen. Die BdV-Vorsitzende, Erika Steinbach, distanzierte sich aber deutlich 
von der Schlesischen Jugend. Diese musste sich diesmal mit einem kleinen Stand außerhalb 
des Messegeländes begnügen. 
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Gegen eine Bagatellisierung der Vertreibung 

von Herbert Schmiedl 

Die Zentrale der Sudetendeutschen Landsmannschaft in München verbreitet fast nur 
Schönwettermeldungen, die mit der tatsächlichen Lage nicht übereinstimmen. Die Verbandsführung 
hat durch die satzungswidrige Vernachlässigung ihrer Aufgaben einen schon heute messbaren 
Bedeutungsverlust erlitten. Besonders geschichtsträchtig wird sich die Tatsache erweisen, daß die 
oberste Führung die Umsetzung der Genozid-Problematik in juristische und politische Schritte in 
einem Ausschuß verschwinden ließ, wo sie heute noch schlummert (siehe Sudetenpost vom 
03.07.2008)! Zu wessen Gunsten? Die Anerkennung der Vertreibung als Genozid im Sinne der 
Konvention vom 09.12.1948 wäre von unschätzbarem Vorteil für die Heimatvertriebenen gewesen, 
allein schon um der ständigen Bagatellisierung des Kapitalverbrechens entgegenzuwirken. Kein 
Staatswesen darf einen durch Völkermord geschaffenen Zustand im eigenen Land aufrecht erhalten, 
kein Staat darf dessen Folgen billigen, vielmehr muß er dieses Unrecht ächten, denn alle Staatsorgane 
sind nach der Völkerrechtslehre unmittelbar verpflichtet, selbst eigenen Gesetzen (oder Dekreten!) 
den Gehorsam zu versagen, wenn diese den Tatbestand eines völkerrechtlichen Verbrechens stützen 
(Verdross, Völkerrecht 1964, S. 112). 

Gemäß Satzung ist die SL-Bundesführung verpflichtet, die Belange der Landsleute in der Heimat 
sowie in den Aufnahmegebieten zu wahren. Insoweit wäre es auch ihre Pflicht, den Falschmeldungen 
und Geschichtsfälschungen in den Medien entgegenzutreten, denn diese beeinträchtigen systematisch 
Ansehen und Interessen der Vertriebenen. So z.B. wäre dem Versuch zu widersprechen, das 
Jahrhundertverbrechen der Vertreibung durch den Hinweis auf die deutsche Kriegsschuld zu 
relativieren. Vorausgegangenes Unrecht darf nicht Quelle und Rechtfertigung für neues Unrecht sein. 
Eine Aufrechnung eines Verbrechens mit einem anderen ist sowohl nach dem Völkerrecht als auch 
nach den relevanten nationalen Rechtsordnungen nicht gestattet. Jedes Delikt muß für sich allein 
beurteilt und bestraft werden. Es gibt kein Recht auf Rache! 

Darüber hinaus ist eine kollektive Verurteilung der gesamten sudetendeutschen Volksgruppe 
grundsätzlich nicht statthaft. Ganz abgesehen davon, daß die Vertreibungsabsicht schon bestand, als 
das NS-Unrecht oder die deutsche Kriegsschuld noch in weiter Ferne lagen. So führte Benesch am 
03.06. 1945 in Tabor folgendes aus: 

„ Was wir im Jahre 1918 durchfuhren wollten, erledigen wir jetzt. Damals schon 
wollten wir alle Deutschen abschieben. Deutschland war aber noch nicht vernichtet 
und England hielt uns die Hände, jetzt aber muß alles erledigt werden. “ 

Daß die ethnische Säuberung seit langer Zeit geplant war, beweist auch die Tatsache, daß der 
seinerzeitige Gründungspräsident Masaryk im Jahre 1919 von der „Entgermanisierung" der seit 
Jahrhunderten bestehenden deutschen Siedlungsgebiete gesprochen hat, was für England, Frankreich 
und Italien letztlich auch Grund war, die Sudetengebiete an Deutschland abzutreten. 

Den durch den räuberischen Akt der Vertreibung erwarteten nationalen Zugewinn definiert Präsident 
Benesch bei gleicher Gelegenheit wie folgt: „Ich erteile allen Narodni Vybor strengen Befehl, 
unseren Leute im Grenzgebiet Platz zu verschaffen. Werft die Deutschen aus ihren Wohnungen und 
macht den unsrigen Platz! Alle Deutschen müssen verschwinden. Kein deutscher Bauer darf auch 
nur einen Quadratmeter Boden unter seinen Füßen haben, kein deutscher Gewerbetreibender oder 
Geschäftsmann darf sein Unternehmen weiterführen. 

Nicht eine moralische Sanktion wegen des NS-Unrechts war somit Grund und Ursache für die 
ethnische Säuberung, sondern es ging um Hab und Gut der Deutschen und um die rassistische 
Entdeutschung ihrer jahrhundertealten Heimat. 

Sofern sie nicht zu den Abertausenden Vertreibungsopfern zählten, fanden sich die Sudetendeutschen 
1945 versklavt und eingepfercht in 1.215 Auffang-, 846 Arbeits- oder Straflagern sowie 215 
Spezialgefängnissen wieder. 

Nicht minder war das krankhafte Streben nach Schuldumkehr auch mit der Absicht verbunden, zur 
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moralischen Überlegenheit zu gelangen und so das Ausland zu beeindrucken. So bezeichnete Polen 
die Entschließung des Bundestages, einen Gedenktag für die Opfer der Vertreibung einzurichten, als 
falsches Signal und verweist auf eine Erklärung von 68 Historikern aus verschiedenen Ländern. Auf 
diese Weise soll die Erinnerung an die schmerzlichen VertreibungsVerluste in eine internationale 
Seitenstraße umgeleitet werden, wo Unbeteiligte und Fremde dann über die Schwere der 
Vertreibungs Verluste und die Art und Weise der Trauer der Hinterbliebenen bestimmen werden. Jedes 
Opfer von Gewalt steht jedoch in seiner Würde für sich selbst und hat das Recht, der erschütternden 
Erlebnisse auf seine Art zu gedenken. Die Sudetendeutschen fordern dieses Recht auch für die 
241.000 Vertreibungsopfer ein und verweisen darauf, daß sich damals nach einem Bericht des 
tschechischen Innenministeriums vom 02.07.1947 „an diesen Exekutionen alle beteiligten, 
unabhängig von der politischen Richtung". 

Hört die westliche Welt den Ruf der Geschädigten nach rechtlichen, sozialen und politischen 
Handlungsnormen nicht, so treten Gerechtigkeit und gesellschaftliche Wirklichkeit auseinander und 
es verbleibt bei der tschechischen Staatsräson. Wer hiernach einen Deutschen tötet oder verjagt, 
erwirbt damit gleichzeitig das Recht, das Eigentum des Opfers in Besitz zu nehmen. 

Roland Schnürch hat im Vorjahr (FAZ, 25.05.2010) in seiner Eigenschaft als Vorsitzender des 
Witikobundes zur Frage der Beziehungen zur Tschechischen Republik und zur unbeantworteten 
Frage der Wiedergutmachung des Vertreibungs Verbrechens folgendes ausgeführt: 

"Es wäre an der Zeit , substanzlosen aber auch anmaßenden Versöhnungsversuchen einen Riegel 
vorzuschieben 

In der Tat herrscht bei vielen Landsleuten der Eindruck vor, daß unser Heimatverband ohne jeden 
Anlaß dem herrschenden Zeitgeist hinterherläuft und nicht zu Kenntnis nehmen will, daß der Großteil 
des tschechischen Staatsvolkes das Kapitalverbrechen der Vertreibung mit seinen Begleitumständen 
für Recht erklärt, weil viele von ihnen heute noch Nutznießer deutschen Raubgutes sind und die 
rechtswidrige Bereicherung auf diesem Wege verteidigen wollen. 

Zu Recht hat Lm. Roland Schnürch schon vor der Pragreise MP. Seehofers auf die Geltendmachung 
der ordnenden Norm der SL-Satzung hingewiesen und wird nunmehr prüfen müssen, ob diese 
Mahnung Eingang in die Gespräche mit dem tschechischen Ministerpräsidenten gefunden hat. 
Widrigenfalls wäre es in Anlehnung an den vorerwähnten Aufruf vom 25.05.2010 wirklich an der 
Zeit, den Bittgängen nach Versöhnung einen Riegel vorzuschieben. Versöhnen kommt vom 
Wortstamm her von Sühne, ah. suonen, mh.versüenen = Gericht, Urteil, Vertrag, Versöhnung. Das 
bedeutet, daß ohne die Erkenntnis des moralischen und rechtlichen Falschhandelns mit dem Vorsatz 
sittlicher Läuterung Versöhnung nicht möglich ist. Das Verhalten tschechischer Politiker zusammen 
mit dem Großteil der tschechischen Bevölkerung lassen die Einlösung eines solchen Anspruchs 
vermissen. 


Bodenschacher in Südböhmen 

Seit 1. Mai 2011 ist es auch Ausländem möglich, in der 
Tschechischen Republik Grund und Boden zu erwerben. 
Pünktlich zum Stichtag wurden daher Ackerflächen in 
Südmähren zum Verkauf angeboten. Angebissen hat u.a. 
ein Golfclub, der auf einem „grenzüberschreitenden 
Golfplatz“ 2012 den Betrieb aufnehmen will. Sein Motto 
ist „Grenzenlos golfen“ (siehe Bild). Da es sich bei den 
Flächen in der Regel um früheren deutschen Besitz 
handelt, wandte sich am 7.7.2011 eine Vertriebene, deren 
Eltern in diesem Gebiet eine Landwirtschaft besaßen, an 
Aus der Werbung des Golfclubs Laa die Landwirtschaftskammer Niederösterreichs in St. Pölten 

und wies auf die problematischen Eigentumsverhältnisse hin. Sie bat die Kammer um Stellungnahme 
und regte an, gutgläubige Interessenten vor einem Ankauf zu warnen. Böhmen sei ein rechtlich 
unbefriedeter Raum und die früheren Besitzer könnten den Erwerb anfechten. 



Der erste grenzüberschreitende Golfplatz 
zwischen Österreich und Tschechien! 

GOLF WORLD LÄA-HEVLIIM 
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Preisverleihung in Hessen 


Die Hessische Landesregierung hat im Vorjahr anlässlich der Verabschiedung der „Charta der Vertriebenen“ 
vor 60 Jahren den Preis »Flucht, Vertreibung, Eingliederung« ausgelobt. Er ist mit 5.000 € dotiert und soll alle 
zwei Jahre für herausragende literarische und kulturelle Arbeiten über die Vertreibung und Aussiedlung von 
Deutschen vergeben werden. Die erste Verleihung fand am 17. Juni 2011 im Rahmen des 
Volkstumsnachmittags des BdV-Hessen während des Hessentages in Oberursel bei Frankfurt statt. Unter 51 

eingereichten Arbeiten kam die Arbeit von Studiendirektor Eckhard 
Scheid aus Dillenburg auf den ersten Platz. Scheid hatte sich vor 
allem als Pädagoge weit über seine Dienstpflichten hinaus seit 
Jahren mit seinen Schülern mit Themen der Vertreibung befasst. In 
Verlegenheit kam die Jury, weil auch eine junge Wissenschaftlerin 
aus Bayern, Eva Bendl, Bargau, eine Arbeit eingereicht hatte, 
obwohl der Wettbewerb nur für Hessen gedacht war. Ihr schon an 
der Universität Augsburg als Magisterarbeit erfolgreiches Werk „Ich 
bin ein Südmährer und fertig“ gefiel aber so, daß ihr die 
Landesregierung einen mit 2.000 € ausgestatteten Sonderpreis 
zuerkannte. Die Ehrung nahmen Sozialminister Grüttner und die 
Vertriebenenbeauftragte Ziegler-Raschdorf in Anwesenheit von 
Ministerpräsident Volker Bouffier vor. Preisträger Scheid beeindruckte abschließend durch eine 
wohldurchdachte und alle Punkte der Vertriebenenproblematik berührende Dankesrede, in der er nicht vergaß, 
unseren Kam. Gerolf Fritsche für die gute Zusammenarbeit in der PAMO (Pädagogischer Arbeitskreis für 
Mittel- und Osteuropakunde) zu danken. (F.Volk) 



In der Mitte Preisträger Scheid 


Sudetendeutsche Landsmannschaft in Böhmen 

Die SL-B Öhmen hat, wie berichtet, vor Gericht ihre Aufnahme in das Prager 
Vereinsregister erstritten. Dennoch weigert sich das Innenministerium, diesen 
Verwaltungsakt vorzunehmen. Die SL-B Öhmen gibt den Kampf nicht auf und will 
sich weiter für den Vollzug des Gerichtsurteils einsetzen. 

Mittlerweile hat Herr Barton vom sudetendeutschen Büro in Prag an die SL- 
Böhmen die Bitte gerichtet, ihm zukünftig keine Informationen mehr zuzusenden. 
Im Streit um ein Vereinssymbol hat sich die SL-B Öhmen für eine Abwandlung des 
Symbols der SL in Deutschland entschieden (siehe Abbildung links!). Die 
nächsten Pläne der SL-B Öhmen sehen die Errichtung von 30 bis 40 Denkmälern 
für ermordete Sudetendeutsche vor. 



Groteskes bei der UNOj 

Die Tschechische Republik wurde Anfang Mai 2011 Mitglied des UN-Menschenrechtsrates. 
Dieser löst die bisher wenig effiziente Menschenrechtskommission ab und umfasst 47 
Mitglieder mit abwechselnden Verweildauern zwischen einem und drei Jahren. Tschechien 
wurde für nur ein Jahr gewählt und will sich in dieser Zeit für den UN-Ausschluss von 
Ländern einsetzen, die die Menschenrechte verletzen. Handlungsbedarf sieht das neue 
Mitglied vor allem im karibischen Raum. 

Die Sudetendeutschen halten diesen Anspruch für anmaßend, denn ungelöste 
Menschenrechtsfragen stehen auch in Tschechien selbst an. Das Land hat in der 
Nachkriegszeit, damals als Tschechoslowakische Republik, über drei Millionen 
Sudetendeutsche enteignet und vertrieben, ohne sich bislang der Verantwortung gestellt 
zu haben. 


Man umgehe mich mit £uocw>, auf da* Afatwcndigc kann ich aeizichten! 

((%cm. Witde, 1854-1900) 
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Ein Witikone macht sich verdient 

Architekt Prof. E. Korkisch, Vorstandsmitglied im Witikobund, leistete einen wesentlichen Beitrag 
für die Erweiterung des Heimatmuseums der Mährisch-Schönberger in Bad Hersfeld. 

Seine Aufgabe bestand darin, mehr Raum und Licht für die 
angemessene Präsentation aller kulturellen und geschichtlichen 
Zeugnisse der 1945/46 aus dem Ostsudentenland vertriebenen 
Deutschen zu schaffen. Ihre jahrhundertealte Kultur wird durch 
historische Karten, Gemälde, Dokumente und Gerätschaften belegt. 

Besonders zu erwähnen ist eine umfassende einschlägige Bibliothek 
und die nahezu vollständige Erfassung der Bewohner des Kreises 
Mährisch Schönberg vor 1945. 

Bad Hersfeld ist seit 57 Jahren Patenstadt von Mährisch Schönberg. 

Das dabei angesammelte gegenseitige Vertrauen begünstigte Planung 
und Durchführung der Baumaßnahme, nicht zuletzt bei der 
geschickten Einfügung des Erweiterungsbaues in die 
Altstadtbebauung. Besonders stolz sind die Bauherren, daß sie den Bau vollständig aus eigenen 
Mitteln bezahlen konnten. 

Die Wiedereröffnung des Museums fand am 30. April 2011 in feierlichem Rahmen statt. 

Nach einem musikalischen Auftakt begrüßte der Vorsitzende des Heimatkreises Mährisch-Schönberg, 
Dr. Günther Henhappel, seine Landsleute und zahlreiche prominente Gäste, darunter Herrn 
Bürgermeister Fehling. Dr. Henhappel versäumte es nicht, auf seine lange Verbundenheit mit Bad 
Hersfeld hinzu weisen, hatte er sich doch bereits in seiner Doktorarbeit mit dem Bad Hersfelder 
Rechner-Pionier Konrad Zuse beschäftigt. 

Bürgermeister Fehling bekannte sich in seiner Rede zur Patenschaft für Mährisch-Schönberg, die 
durch eine Partnerschaft mit dem heutigen Sumberk ergänzt worden sei, um zum Brückenbau 
beizutragen und dem kulturellen und wirtschaftlichen Austausch eine noch größere Zukunftschance 
zu geben. 

Als Architekt Prof. Korkisch nach einem musikalischen Zwischenspiel 
ans Rednerpult ging, konnte er nicht widerstehen, die große 
Musiktradition unserer Heimat zu assoziieren. Gerade Mähren habe 
mit Schubert, dessen Eltern aus den Kreisen Mährisch-Schönberg und 
Freiwaldau stammten, eine bedeutende Rolle gespielt. 

Zum Museum führte er aus, daß in ihm Heimattreue und Heimattrauer 
einen ergreifenden Niederschlag fänden. Die Tragik dieser bisher 
geleisteten Trauerarbeit veranschaulichte er am Beispiel Anton 
Dworschaks, der während seiner zweijährigen kompositorischen 
Lehrverpflichtung in den Vereinigten Staaten unter unüberbrückbarem 
Heimweh litt, aber bald wieder heimkehren konnte. 

Zuletzt hob der Architekt die Bedeutung des Hauses als Museum und 
Dokumentationszentrum hervor. Angesichts des politischen 
Desinteresses an der Lösung der mit der kollektiven Entrechtung, 
Enteignung und Vertreibung von 3 Millionen Sudetendeutschen 
einhergehenden Probleme sei die authentische Sammlung erlebter 
Geschichte eine wesentliche Aufgabe der Heimatvertriebenen. 
Nachdem die jüngste Umfrage immer noch eine Zustimmung der Tschechen von etwa 60 Prozent für 
die Benesch-Dekreten ergab, sei für die Wahrheitsfindung das Grundlagenmaterial existenziell 
ausschlaggebend, um das Ziel ehrlicher Versöhnung in Zukunft zu erreichen. Gleichgerichtete 
Bemühungen von tschechischer Seite, wie u.a. die der Antikomplexbewegung, ließen hier Hoffnung 
und Zuversicht schöpfen. 



Raum der Ortsregister 



Haus Mährisch Schönberg 
in Bad Hersfeld 
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Karlsbader Oblaten unter Markenschutz 

Der Streit um das Warenzeichen „Karlsbader Oblaten“ wurde 
Ende Mai 2011 in Brüssel vom Ständigen Ausschuss für 
geschützte geografische Angaben durch einen Kompromiß 
entschieden. 

Ein tschechisches, erst 1991 gegründetes Unternehmen hatte der 
Firma Wetzel aus Dillingen das Recht auf Verwendung des 
Markennamens „Karlsbader Oblaten“ streitig gemacht. Der 
Ausschuß sprach der tschechischen Firma das Recht zu, den 
Namen zu verwenden. Aber auch die Firma Wetzel darf diesen 
Der Hinweis auf Karlsbad kann künftig Namen weiter verwenden, sofern er für sie markenrechtlich 
wieder größer gedruckt werden geschützt war. Da dies zutraf, darf sie den Namen uneingeschränkt 

weiter auf ihre Verpackungen schreiben. 

Über diese Entscheidung freute sich besonders die Firmengründerin Marlene Wetzel-Hackspacher. 
Sie hätte ein Verbot als zweite Enteignung und Vertreibung empfunden. Die Firma Wetzel geht auf 
den Betrieb des Konditorehepaares Anna und Wilhelm Denk in Marienbad zurück, die ihrerseits die 
Geheimnisse der Oblatenherstellung im nahen Stift Tepl erlernt hatten, denn dort hat man das 
Oblatenbacken erfunden. Frau Denk schmuggelte bei der Vertreibung ein Waffelbackeisen im 
Kinderwagen nach Bad Homburg, wo sie schon vor Rückkehr ihres Gatten aus der 
Kriegsgefangenschaft mit der Herstellung von Oblaten begann. Beide führten dann eine Konditorei in 
Bad Homburg mit der Spezialität „Karlsbader Oblaten“, bis sie den Betrieb 
altersbedingt 1972 schlossen. Die Oblatenerzeugung führte aber die Schwester von 
Anna Denk, Marlene Wetzel-Hackspacher, in Dillingen fort. Die heute 89 Jahre alte 
Unternehmerin hatte die Oblatenherstellung schon während des Krieges im 
Meisterbetrieb ihrer Schwester erlernt. 

Die Ungerechtigkeit im Markenstreit Vertriebener mit den Vertreibem liegt darin, daß 
das Produkt ja kein Produkt der Geographie ist, sondern das von Menschen. Zwingt (•Mwu'crmißi 
man diese gewaltsam zum Verlassen ihrer Region, ist es doppelt widersinnig, ihnen die Gentiemantum 
Rechte an ihren Produkten streitig zu machen. Dieses Nachtreten zeugt auch von einem völligen 
Mangel an Gentiemantum, den Karel Kramar, 1918/19 tschechischer Ministerpräsident, bei seinen 
Fandsleuten schon 1919 beklagte. 




Otto von Habsburg verstorben 

Am 4. Juli 2011 verstarb der Sohn des letzten Kaisers der Österreich- 
Ungarischen Monarchie, Erzherzog Otto von Habsburg. Spötter nannten 
ihn bisweilen „Otto Ohneland“. Doch viele erinnerte er an eine Epoche, in 
der die Menschen, wie Joseph Roth sagte, noch in „einem Haus“ wohnten 
und nicht nur in „Kabinen“, was gegen die Zersplitterung der 
Donaumonarchie in Nationalstaaten gerichtet war. Otto von Habsburg 
erreichte das hohe Alter von 98 Jahren, was er ohne Zweifel nur seiner 
„unverschämt guten Gesundheit“ verdankte, derer er sich gelegentlich 
selbst rühmte. Diese Febenskraft bewies er auch 1979, als er sich mit 67 Jahren noch um ein Mandat 
im Straßburger Europaparlament bewarb und es zwanzig Jahre lang, also bis 1999, behielt. Dort ging 
es nicht mehr um die „reichische Idee“ (das „Haus“), aber doch um eine übernationale Wahrnehmung 
der Welt. In Europa sah der Verstorbene nicht nur Wirtschaftsraum, sondern den Hort eines 
kulturellen Erbes, das den Kontinent zur Supermacht der Kultur und des Friedens machen könne. 
Trotz seines Alters gehörte Otto von Habsburg in Straßburg zu den fleißigsten Abgeordneten, der 
kaum eine Sitzung versäumte. Er war mehrsprachig und konnte sogar Stegreifreden in Latein halten. 
Als Paneuropäer wollte der Verstorbene immer die Spaltung des Kontinents überwinden. So war er 
auch dabei, als am 19. August 1989 in Ödenburg (Sopron) an der ungarischen Grenze das Paneuropa- 
Picknick stattfand. 



Otto von Habsburg (|2011) 
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Durch das dort in den Grenzzaun geschnittene symbolische Loch konnten dann 600 DDR-Bürger in 
eine wie auch immer geartete Freiheit fliehen. Freiheit ging für Otto von Habsburg über alles, wozu 
es eine kleine kauzige Geschichte gibt: Obwohl Nichtraucher, hat er am Tag des Nichtrauchers „Kette 
geraucht“, denn damit wollte er seinen (sieben) Kindern zeigen, daß er für die Freiheit anderer auch 
dann einstehe, wenn es für ihn unangenehm sei. 

Den Anschluß Österreichs an das Deutsche Reich 1938 bekämpfte er 
und ging dafür ins Exil. Seine Hoffnung als “legitimer Kaiser von 
Österreich“ (Originalton Habsburg, Februar 1938) noch einmal eine 
Rolle zu spielen, ging nicht in Erfüllung. Zuletzt bezeichnete er sich 
als Legitimisten. Der Weg dahin war schwer für ihn und bisweilen 
umstritten. Zu den Sudetendeutschen hatte Otto von Habsburg ein 
gutes Verhältnis. Häufig besuchte er den Sudetendeutschen Tag und 
wurde in den damals noch überfüllten Hallen herzlich begrüßt. Den 
Witikobund erfreute Otto von Habsburg stets mit klar formulierten 
Graßworten. In Benesch sah er „einen Genius des Bösen“, der 
alleine für den Gedanken der Vertreibung verantwortlich sei. Seinem 

Biographen Erich Feigl verriet er: „Weder Stalin noch Roosevelt wollten anfänglich diese 
Austreibung“. Dafür sei er „ein persönlicher Zeuge“, was man ihm, der gute Kontakte zu Roosevelt 
und Churchill hatte, glauben darf. 

Nun fand der Kaisersohn seine letzte Ruhestätte in der Kapuzinergraft zu Wien. Sein Herz allerdings 
wurde nach Ungarn überführt. Die Sudetendeutschen trauern um den Verstorbenen in dem 
Bewusstsein, daß er ohne den Umbrach 1918 ihr legitimes Staatsoberhaupt gewesen wäre und danken 
ihm, daß er sich stets zu ihrer Volksgruppe bekannt hat. 



Villa Wartholz in Reichenau, NÖ., 
Geburtshaus des f Erzherzogs Otto 


Vor 30 Jahren starb Dr. Walter Brand 

Am 24. Dezember 1980 verstarb in Waldkraiburg Dr. Walter Brand. Die 
Beerdigung fand am 30. Dezember 1980 unter größter Anteilnahme der 
Volksgruppe statt. Der Nachruf in der Sudetendeutschen Zeitung vom 9. 
Januar 1981 endete mit dem Satz: „Die sudetendeutsche Volksgruppe, 
um die sich Walter Brand verdient gemacht hat, wird seiner immer 
gedenken.“ 

Dr. Brand wurde 1907 geboren und promovierte 1931 in Wien bei Prof. 
Spann. Als Turner und Mitglied des Kameradschaftsbundes kannte er 
Konrad Henlein. Im Turnverband nahm er das Amt des 

Verbandsdietwartes wahr. Bei der Gründung der Sudetendeutsche 
Heimatfront (SHF) gehörte er zu den wichtigsten Mitarbeitern Henleins 
und war Inhaber der Mitgliedskarte Nr. 3. Schon am 23.November 1933 
wurde er von der tschechischen Polizei wegen angeblicher 
Staatsgefährdung verhaftet und kam erst vier Monate später frei. Ein 
Verhör oder eine Anklage fanden nicht statt. 1936 entsandte ihn Henlein nach London, wo er für die 
Autonomiepolitik Henleins tätig war. Nach dem „Anschluß“ geriet er in die Fänge der 
reichsdeutschen Verfolger. Sie warfen ihm wie allen Kameradschaftsbündlern vor, nur eine 
Volkstumspolitik und keinen nationalsozialistischen Weltanschauungskampf geführt zu haben. Das 
Ziel ihrer Autonomiepolitik sei die Abtrennung der Sudetendeutschen vom deutschen Volkskörper 
und ihre Verschweizerung gewesen. So wanderte Dr. Brand für sechs Jahre ins KZ. 

Nach dem Kriege gehörte Dr. Brand zu den treibenden Kräften („Pate des Anfangs“, Becher) bei der 
Gründung des Witikobundes, so daß ihm nicht nur die sudetendeutsche Volksgruppe, sondern gerade 
auch der Witikobund zu größtem Dank verpflichtet sind. 



Dr. Walter Brand 


ffiäte die (Zfimeidufigt zum Jafkeöfoeßßea fließt uevgeöömf 
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